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i \Gesellschaftliche EntwicklungenA  HN  S  x  Y  a  ‚£q  ME N  t".  ::-  2  z  Geééllschaftliche Eh’twi‘g:klun;jé@  4  Deutschland und die Eu  kopaWähl ;  Breiter Konsens, aber wenig _Engägemenf  [  Beim Konkurrenzkampf der Parteien in W ahlzéi%efi geht  formuliefi: Selbst zu diesemfZeitp_ünkt Vhattei noch mehr  es normalerweise um eine Maximierung des eigenen Stim-  als die Hälfte der Wähler keine konkreten Vorstellungen  menanteils. Bei der ersten Direktwahl zum Europaparla-  über die Wahl selbst, und es ist.zu vermuten, daß die poli-  ment 1979 standen die Wahlkampfstrategen der Parteien  tischen Einstellungen bis hin zur  ht noph weit  .Wahlab.sic  /  5  zunächst allerdings vor einer deutlich unterscheidbaren.  diff_user’ waren, .  Ausgangslage. Vor.Bundestagswahlen geben 90 Prozent  Taßéile 2:'f\  &  -  und mehr der wahlberechtigten Bevölkerung in Mei-  nungsumfragen an, ihre Stimme abgeben zu wollen, bei  Wissen Sie auch, wann diese Wählen '*stattfinden werden?  ‚+ - Januar 1979  ril 1979  Landtagswahlen liegt dieser Prozentsatz nicht wesentlich  niedriger. Im Januar 1979, knapp 6 Monate vor der Euro-  10. Juni 79  .>8,0  15,2  Juni 79  17,8  S  pawahl, waren dagegen nur 58,2 Prozent zur Wahlteil-  Sommer 79  1955  129  nahme entschlossen, während sich 35,1 Prozent zu diesem  Y  12,8  Zeitpunkt noch nicht entschieden hatten, ob sie überhaupt  nächstes/dieses Jahr  34,6  falsche Angaben  179  6,0  zur Wahl gehen sollten oder nicht. Eine,der Hauptursa-  19,3  chen für diese Ergebnisse dürfte darin zu suchen sein, daß  Keine Angében  _'2’8  zum gleichen Zeitpunkt nur 67,7 Prozent überhaupt dar-  über informiert waren, daß eine Wahl zum Europäischen  Hier zeigtsich der ers’te ‘deutliche Ü_1ite_rschieä 1n der Aus-  gangslage zur Europawahl im Vergleich zu etwa Bundes-  Parlament stattfinden sollte. Dieser Anteil stieg dann vom  Januar bis zum April um:ca. 15 Prozentpunkte auf insge-  tags- oder Landtagswahlen. Trotz eines relativ hohen In-  formationsangebots in den Mäassenmedien haben die  samt 83,8 Prozent (vgl. Tabelle 1). )  Europawahlen im Vorfeld der politischen Diskussion of-  +  1Tabelle d®  *  fensichtlich keine zentrale Stellung eingenommen und  Haben Sie schon-dävon gehört, daß \Wahleg zu einem Euro-  A  mußten erst durch gezielte Informationsarbeit aller Par-  teien im politischen Bewußtsein der  päischen Parlament ät3ttfind6n sollen ?  >  }_Bevölkerun’g°veran-  kert werden.  i Januar 79  April 79 |  Damit stellte sich‘ nich  t nur das Problem der Mobilisiérung  Ja  nei‚n; f  Ja  nein.  der Wähler, es mußte im Vorfeld zunächst'einmal das not-  Insgesamt  6757  323  83,8  1538  wendige Interesse für.die Wahl überhaupt geschäffen wer-  SPD-Wahlabsicht  67,7  321  82,9  y 17  den. Um diese Aussage zu verdeutlichen, muß man die Be-  67,6  32,4  84,9  CDU/CSU-Wahlabsicht  151  ziehung der Tabellen 1 und 2 dahingehend erläutern, daß  FDP-Wahlabsicht  70,6  „30,4  90,2  I2  nur diejenigen Wähler nach dem Termin der Wahl gefragt  Unentschlossene  62,7  373  78,5  Z  wurden, die vorher angegeben hatten, schon einmal etwas  von der Europawahl gehört zu haben. Mit anderen. Wor-  terl, nur jeder vierte, der schon einmal etwas von der Euro-  Größereé Interesse bei den  pawahl gehört hatte, wußte im Januar 1979 auch gleich-  zeitig, daß die Wahlen im Juni stattfinden sollten. Bezogen  Unionswählern?  auf die Gesamtbevölkerung bedeutet dies, daß nur  17,5 Prozent der Wähler im Januar 1979 über die Europa-  Neben diesem recht globalen Indikator kann man dée  Frage nach dem konkreten Wahltermin in’'die Analyse.ein-  wahl wirklich informiert waren. Dieser Anteil hat sich bis  beziehen. Es zeigt sich dann, daß nicht nur das Thema ins-  zum April 1979 auf 41 Prozent erhöht.  Y  ®  In Anbetracht dieser Entwicklung stellt sic  h da-s- Problem‚  gesamt an Aktualität zunahm, sondern auch der Informa-  tionsgrad erheblich gestiegen ist. Während im Januar z. B.,  ob hier in den verschiedenen Parteilagern Differenzierun-  knapp 26 Prozent wußten, daß die Europawahl im Juni  gen zu beobachten sind. Diese Frage ist insofern von be-  stattfinden sollte, waren im April doch immerhin knapp  sonderer Wichtigkeit, da nach einer gängigen These in der  49 Prozent über den konkreten Wahltermin informiert. Es  empirischen. Wählerforschung das politische Interesse  bleibt jedoch festzuhalten, daß selbst zwei Monate vor der  linksliberaler Wähler höher angesetzt wird als das der Uni-  onswähler. Unterstellt man einmal, diese These sei richtig  Europawahl nur etwa jeder zweite wahlberechtigte Bürger.  und. in deg efppirischen Da_tc_:n, die dies‘e Th?sey untér-  mit einiger 4Sicher}heifden Wahltermin kapnte. Umg’eke{hrg  *Déutschla_nd und_fé__ie EuropawahlA  HN  S  x  Y  a  ‚£q  ME N  t".  ::-  2  z  Geééllschaftliche Eh’twi‘g:klun;jé@  4  Deutschland und die Eu  kopaWähl ;  Breiter Konsens, aber wenig _Engägemenf  [  Beim Konkurrenzkampf der Parteien in W ahlzéi%efi geht  formuliefi: Selbst zu diesemfZeitp_ünkt Vhattei noch mehr  es normalerweise um eine Maximierung des eigenen Stim-  als die Hälfte der Wähler keine konkreten Vorstellungen  menanteils. Bei der ersten Direktwahl zum Europaparla-  über die Wahl selbst, und es ist.zu vermuten, daß die poli-  ment 1979 standen die Wahlkampfstrategen der Parteien  tischen Einstellungen bis hin zur  ht noph weit  .Wahlab.sic  /  5  zunächst allerdings vor einer deutlich unterscheidbaren.  diff_user’ waren, .  Ausgangslage. Vor.Bundestagswahlen geben 90 Prozent  Taßéile 2:'f\  &  -  und mehr der wahlberechtigten Bevölkerung in Mei-  nungsumfragen an, ihre Stimme abgeben zu wollen, bei  Wissen Sie auch, wann diese Wählen '*stattfinden werden?  ‚+ - Januar 1979  ril 1979  Landtagswahlen liegt dieser Prozentsatz nicht wesentlich  niedriger. Im Januar 1979, knapp 6 Monate vor der Euro-  10. Juni 79  .>8,0  15,2  Juni 79  17,8  S  pawahl, waren dagegen nur 58,2 Prozent zur Wahlteil-  Sommer 79  1955  129  nahme entschlossen, während sich 35,1 Prozent zu diesem  Y  12,8  Zeitpunkt noch nicht entschieden hatten, ob sie überhaupt  nächstes/dieses Jahr  34,6  falsche Angaben  179  6,0  zur Wahl gehen sollten oder nicht. Eine,der Hauptursa-  19,3  chen für diese Ergebnisse dürfte darin zu suchen sein, daß  Keine Angében  _'2’8  zum gleichen Zeitpunkt nur 67,7 Prozent überhaupt dar-  über informiert waren, daß eine Wahl zum Europäischen  Hier zeigtsich der ers’te ‘deutliche Ü_1ite_rschieä 1n der Aus-  gangslage zur Europawahl im Vergleich zu etwa Bundes-  Parlament stattfinden sollte. Dieser Anteil stieg dann vom  Januar bis zum April um:ca. 15 Prozentpunkte auf insge-  tags- oder Landtagswahlen. Trotz eines relativ hohen In-  formationsangebots in den Mäassenmedien haben die  samt 83,8 Prozent (vgl. Tabelle 1). )  Europawahlen im Vorfeld der politischen Diskussion of-  +  1Tabelle d®  *  fensichtlich keine zentrale Stellung eingenommen und  Haben Sie schon-dävon gehört, daß \Wahleg zu einem Euro-  A  mußten erst durch gezielte Informationsarbeit aller Par-  teien im politischen Bewußtsein der  päischen Parlament ät3ttfind6n sollen ?  >  }_Bevölkerun’g°veran-  kert werden.  i Januar 79  April 79 |  Damit stellte sich‘ nich  t nur das Problem der Mobilisiérung  Ja  nei‚n; f  Ja  nein.  der Wähler, es mußte im Vorfeld zunächst'einmal das not-  Insgesamt  6757  323  83,8  1538  wendige Interesse für.die Wahl überhaupt geschäffen wer-  SPD-Wahlabsicht  67,7  321  82,9  y 17  den. Um diese Aussage zu verdeutlichen, muß man die Be-  67,6  32,4  84,9  CDU/CSU-Wahlabsicht  151  ziehung der Tabellen 1 und 2 dahingehend erläutern, daß  FDP-Wahlabsicht  70,6  „30,4  90,2  I2  nur diejenigen Wähler nach dem Termin der Wahl gefragt  Unentschlossene  62,7  373  78,5  Z  wurden, die vorher angegeben hatten, schon einmal etwas  von der Europawahl gehört zu haben. Mit anderen. Wor-  terl, nur jeder vierte, der schon einmal etwas von der Euro-  Größereé Interesse bei den  pawahl gehört hatte, wußte im Januar 1979 auch gleich-  zeitig, daß die Wahlen im Juni stattfinden sollten. Bezogen  Unionswählern?  auf die Gesamtbevölkerung bedeutet dies, daß nur  17,5 Prozent der Wähler im Januar 1979 über die Europa-  Neben diesem recht globalen Indikator kann man dée  Frage nach dem konkreten Wahltermin in’'die Analyse.ein-  wahl wirklich informiert waren. Dieser Anteil hat sich bis  beziehen. Es zeigt sich dann, daß nicht nur das Thema ins-  zum April 1979 auf 41 Prozent erhöht.  Y  ®  In Anbetracht dieser Entwicklung stellt sic  h da-s- Problem‚  gesamt an Aktualität zunahm, sondern auch der Informa-  tionsgrad erheblich gestiegen ist. Während im Januar z. B.,  ob hier in den verschiedenen Parteilagern Differenzierun-  knapp 26 Prozent wußten, daß die Europawahl im Juni  gen zu beobachten sind. Diese Frage ist insofern von be-  stattfinden sollte, waren im April doch immerhin knapp  sonderer Wichtigkeit, da nach einer gängigen These in der  49 Prozent über den konkreten Wahltermin informiert. Es  empirischen. Wählerforschung das politische Interesse  bleibt jedoch festzuhalten, daß selbst zwei Monate vor der  linksliberaler Wähler höher angesetzt wird als das der Uni-  onswähler. Unterstellt man einmal, diese These sei richtig  Europawahl nur etwa jeder zweite wahlberechtigte Bürger.  und. in deg efppirischen Da_tc_:n, die dies‘e Th?sey untér-  mit einiger 4Sicher}heifden Wahltermin kapnte. Umg’eke{hrg  *Breiter Konsens, aber wenig _Engägemenf
Beim Konkurrenzkampf der Parteien ın W ahlzéi%eh geht formuliert: Selbst diesem. Zeitpunkt hatte och mehr
CS normalerweıse eıne Maximierung des eigenen Stim- als die Hälfte der Wähler keıine konkreten' Vorstellungen
menanteıls. Beı der ersten Direktwahl ZU) Europaparla- ber die Wahl selbst, und 6S ist.zu vermuten, daß die poli-
mMEeENT 1979 standen die Wahlkampfstrategen der Parteien tischen Einstellungen bıs hın ZUuU!: ht noph weıt.Wahlab.siczunächst allerdings VOT eıner deutlich unterscheidbaren diff_user’ CN,Ausgangslage. Vor Bundestagswahlen geben 90 Prozent Taßéileun! mehr der ‚wahlberechtigten Bevölkerung 1n Meı-
nungsumiragen d} ıhre Stimme abgeben zu wollen, be1 Wissen Sıe auch, fiann diese Wählen '*stattfinden werden?

Januar 1979 rıl 1979Landtagswahlen liegt dieser Prozentsatz nıcht wesentlich
niedriger. Im Januar 1979, knapp Monate vor der uro- Juni z

Jun1 7,8 Spawahl, dagegen ULr 58,2 Prozent ZUuUr Whahlteil-
Sommer 1955 129ahme entschlossen, während sıch 3511 Prozent Z diesem

12,8Zeitpunkt och nıcht entschieden hatten, ob S1€e überhaupt nächstes dieses Jahr 34,6
alsche Angaben 175 6,

ZUT Wahl gehen sollten oder nıcht. Eıine, der Hauptursa- 19,3
chen für diese Ergebnisse dürtte darın suchen se1n, dafß Keıne Angében
Z.U) gleichen Zeitpunkt 1Ur 6/,/7 Prozent überhaupt dar-
ber intormıiert arch, dafß eıne Wahl zum Europäischen Hier ze1gt sıch.derAUfiterschieä der Aus-

gangslage ZUurr Europawahl 1 Vergleich Z ELWa Bundes-Parlament stattiinden sollte. ]dieser Anteiıl stieg annn VO

Januar bıs Z.U Aprıl 1: C 15 Prozentpunkte auf insge- LagS- der Landtagswahlen. Trotz eınes relatıv hohen In-
formationsangebots 1 den Massenmedien haben dıe

SAamıt 83,8 Prozent (vgl. Tabelle
Europawahlen 1m Vorteld der politischen Diskussion OT-

1Tabelle fensichtlich keine zentrale Stellung eingenommen und
Haben S1€e schon - dävon gehört, dafß \Wahle_g eiınem Euro- mulfsten erst durch gezielte Informationsarbeıt aller Par-

teıen 1mM politischen Bewußtsein derpäıschen Parlament stattiınden sollen ? Bevölkerung veran-ert werden.
Januar April 79 Damıt stellte sich nıchAdas Problem der Mobilisiérung

Ja neın neın der Wähler, CS mufte 1mM Vorteld zunächst' einmal das not-
Insgesamt 67,/ 32,3 83,8 15,8 wendige Interesse fur die Wahl überhaupt geschäffen WCI-

SPD -Wahlabsicht GL 32:1 82,9 17 den Um diese Aussage Zverdeutlichen, mu{ MNan diıe Be-
67,6 32,4 54,9CDU/CSU -Wahlabsicht 5,1 ziehung der Tabellen 1 und 2 dahingehend erläutern, daß

FDP-Wahlabsicht 70,6 30,4 902 D: n diejenigen Wähler ach dem Termıin der Wahl gefragt
Unentschlossene 62,/ D7 85 21 wurden, die vorher angegeben hatten, schon einmal eLtWwWas

von der Europawahl gehört haben Mıt anderen Wor-
ten,; NUur jeder vierte, der schon einmal CLWAS von der uro-Größereé Interesse n den pawahl gehört hatte, wußte im Januar 1979 ‚auch gleich-
ze1it1g, daß die Wahlen 1m Junı statttinden sollten. BezogenUnionswählern? auf die Gesamtbevölkerung bedeutet dies, daß nur

1765 Prozent der Wiähler 1mM Januar 1979 über dıe Europa-Neben diesem recht globalen Indikator ann man die
rage ach dem konkreten Wahltermin iın:die Analyse.eın- ahl wirklich intormiert Dieser Anteil hat sıch bıs
beziehen. Es ze1gt sıch dann, da{fß nıcht nur das Thema INS- zum April 1979 auft 41 Prozent erhöht.

In Anbetracht dieser Entwicklung stellt S1C das Problem‚gEeEsaMT Aktualıtät zunahm, sondern auch der Intorma-
tionsgrad erheblich gestiegen 1St. Während 1mM Januar ob 1er den verschiedenen Parteilagern Differenzierun-
knapp 26 Prozent wußten, daß die Europawahl 1m Juni gen Zu beobachten sind Diese rage ist insofern VO:  an be-
stattitinden sollte, ım April doch ımmerhiın knapp sonderer Wiıchtigkeıt, da nach einer gangıgen These in der
49 Prozent ber den konkreten Wahltermin informiert. Es empirischen. Wählerforschung das politische Interesse
bleibt jedoch festzuhalten; daß gelbst Z7wel Monate VOT der linksliberaler Wähler höher angesetztwiırd als das der Uni-

onswähler. Unterstellt Ianl einmal, diese These se1 richt1igEuropawahl NUur eLtWwa2 jeder Zzweıte wahlberechtigte Bürger
und ın den empirischen Da;gn, die diege The'sey CI-Miıt einiger $icherbeit’den Wahltermin kapnte. Umg‘eke{hrg
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aucCInNn, schlüge sıch nıcht nur das gepragte 48)Andererseıts wiırd dieserStandpunkt ohne sonderli-
chen. Enthusiasmus vertreten, denn i Januar ‘1979Selbstverständnis fundierteren politischen Urteilsvermö-

SCNS linksliberaler Wählerkreise nieder; dann hätteJjer CI iımmerhın knapp 5/ Prozent der Meınung, die uro-
erhebliches Rısıko für die Unionsparteıien gelegen. Man päische Gemeinschatt fur die Bundesrepublik weder Vor-
könnte dann namlich ı Anbetracht der Ausgangslage be1 noch Nachteilebietet. Entsprechend zieht sıch C1NC W EEe1IL-

den Wählerpotentialen -VO  $ SPD und FDP vermuten, dafß gehend diffuse Grundeinstellung Europa
durch tast alle soziodemographischen un:! politischender ZUIE Verfügung stehenden kurzen eıt auf der Basıs

höheren politischen Interesses ein höherer Informa- Schattierungen des‚Bevölkerungsspektrums der Bundes-
tionspegel erreichbar sSsC1InMNn würde, der GG gun- republik Deutschlähd: So tfühlen siıch die deutschen Wih-
Stigere Ausgangsbasıs tür die Mobilisierung der Wiäahler ler durch dıe Bezeichnung „Wir Europäer“‘
schaftt. Durchschnuitt MMI mıiıttleren Indexwert Von 3,

gesprochen (der nıedrigstmögliche Wert 1STt un: der
TabelleS c a e c a Da Aa Konkrete Bekanntheıit des Wahltermins bei Wählern, die generell höchste Wert 1ST un würde bedeuten, da{fß iNan sıch völ-

lig INIT dieser Bezeichnung ıdentifiziert).über die anstehende Europawahl intormiert Dieser mıttlere Index schwankt innerhalb der verschie-
Januar 1979 .Aprıil 1979 densten soziodemographischen un polıtischen Subgrup-Insgesamt 25,8 48,9 pCH 7zwıischen eLtwa 3, un! 4,3, wobel Wiähler INIT

SPD -Wahlabsicht 28.0 483
CDU/ CSU-Wahlabsıicht 234 513

SPD- un! CDU/CSU Präferenz iıdentischen Wert
VvVon 69 aUutweisen Dıe Bereitschaft Zr WahlteilnahmeFDP-Wahlabsicht ‘ 32 4/,1

Unentschlossene . 16,1 44 ,0 dürfte damıt der Bundesrepublik Gegensatz C11N1-

SCH anderen europäıschen Ländern, a2um Verbindung
Votum tür oder Europa stehen WDasTabelle belegt, dafßß die These VO höheren politischen

Interesse linksliberaler Wähler, zumiındest bezogen auf die 'Thema selbst 1STt offensichtlich der deutschen Wiähler-
Europawahl; keine Gültigkeitbesitzt. Während der rad schaftt aum umstrıtten, obwohl umgekehrt auch keine
globaler. Intormation ber die Europawahl bei SPD- un! sonderliche Europabegeisterung beobachten 1STt In
(ODU®Wählern 1 Januar INIT jeweils knapp 68 Prozent Anbetracht dieser Sıtuation stellt sıch deutlicher die

ragenach den Faktoren, die ZU überwältigenden Wahl-tast iıdentisch WAar un! bıs ZU) Aprıl 1979 IMIT Steige-
rIung auf knapp 83 bzw. 85 Prozent (vgl. Tabelle bereıits S1CQ der Uniıonsparteıen IMIT klaren absoluten Mehr-
C1iNe leicht unterschiedliche Entwicklung aufweıist, 1STt die eıt geführt haben Die diesem Zusammenhang iınsbe-
Qualität der Information, der konkreten sondere A4UuS dem sozıjalliberalen ager hörende
Kenntnıiıs des Wahltermins, der 1er C1in Indiıkator SC1MHM Begründung dernıedrigen Wahlbeteiligung veErmag dabei
dürfte, be1 Unionswählern offensichtlich och wesentlich nıcht befriedigen; S1C geht vVvon der These aus, SPD-
größer. Eıner Steigerung be1 SPD-Wäahlern VO  a} 0) Prozent und FDP-Wiähler überproportional den Urnen fernge-
steht bei Unionswählern C1INEC Steigerung annahernd blieben sınd un:! verlagert damlıt lediglich die Fragestel-
30 Prozent gegenüber Die Verhältnisse den Parteila- lung Oftensichtlich mu{fß Ianl be] der Resonanz dieses
SCrn haben sıch damıt diesem Zeıtraum umgekehrt. Im Thema verschiedenen Subgruppen der Wählerschaft

K die Ursachen der unterschiedlichen Mobili-Januar War derGruppe der Wiähler MmMIt SPD-Aftinıtät
das höhere Informationsniveau vorhanden, ı April dage- 51erung_sra@n aufzuspüren un deren Auswirkung
SCn ZCICN sıch dıe Unionswähler besser ıntormuıiert. Indı- analysieren;
rekt äßt sıch daraus.ablesen, daß das Thema Europa 1 TabelleCDU CSU Wählerkreisen offensichtlich auf srößeres In-

Haben Sıe die Absıcht, sıch der Europawahl beteiligen ?eresse gestoßen 1ST (nach W -Wählergruppen)
Januar 1979 Aprıil 1979

ne1nNn CIMEuropa-Interesse
und Wahlbeteiligung nicht asselibe Insgesamt 5897 68 35.1 6/.9 Ö 239

SPD Wahlabsicht 62.0 335 695 A 2729
CIDLLLESE Wahlabsicht 61.3 60 22 Fn 6’ 20.4Diese Aussage bezieht sıchzunächst NUuTr auf die Resonanz

19.6des Themas, ohne da{fß damıt E1iINEC Aussage über die Bereıt- FDP -Wahlabsicht 637 6.1 Z 725 7,
Unentschlossene 32 3 148 51.3 485 .4 13.8 374schaft ZUur Wahlteilnahme oder CiINE politische Ot1ıvie-

rung verbunden WAare. Der letztere:Bereich Jäßt sıch ı Er-
mangelung konkreter Daten ohnehiın NUurLr sehr global un FEın Vergleich VO  - Tabelle un! 'Tabelle deutlich,
weıtgehend spekulatıv analysıeren. ‚Aufgrund verschiede- dafß nıcht alle Wähler, die VO Thema Europawahl Kennt-
ner MNaten erg1ıbt sich, dafß die deutsche Bevölkerung 1115 besaßen, auch bereıt arcnh, sıch‘ dieser Wahl be-

teılıgen Darüber hinaus die Bereitschaftsquote ZU!rmehrheitlich (59%) die Europäische Gemeinschaftt tür
C1NeEe yute Sache halt. (Vgl Eurobarometer. Dıie öffentliche Wahlbeteiligung nıcht gleichen Maße WIC die Verbrei-
Meıinung ı der Europäischen Gemeinschatft,; Nr @;  1 Januar tung des Themas selbst. Während ı Januar och
1978, Kommissıon der. europäıischen Gemeinschaften, 86 Prozent derjenıgen, die VO  w der Europawahl gehört
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hatten, auch bereit ıhre Stimme abzugeben, belief In diesem Zusammenhang ergeben sıch unterschiedliche
sıch 1M April die vergleichbare Quote auf knapp 81 Pro- Ansatzpunkte, die tolgenden Thesen zusammengeftaßt
Z Dieser relatıve Rückgang Läfßt sıch dahingehend 1N- werden können:
terpretieren, dafß das Thema Europawahl zunehmend Im Bereich der allgemeinen Mobilisierung könnte CS der
Wählerkreise erreichte, bei denen keine entsprechende Unıion gelungen seın, 1n den ersten Jjer onaten 1979 eın
politische Resonanz vorlag. bıs Z.U)| Januar och existierendes Interessen- und Mobi-
ıne Differenzierung ach der Parteiaffinität verschiede- lisıerungsdefizit aufzuholen und in eınen mehr oder
ner Wählergruppen ergibt deutlich unterschiedliche Mo- weniıger großen Vorsprung gegenüber der SPL) umzukeh-
bilısıerungsraten in den ersten vier Onaten 1979 Errech- G1a

net INan die relatıven Steigerungsraten (Ausgangswerte Neben diesem allgemeinen Mobilisierungseffekt besteht
Januar 1979 100 %), zeıgt sıch, daß die Wahlbereit- die Möglichkeıit, da{fßß die Unionsparteıen, bezogen auf ihr
schaft insgesamt, ausgehend VO  3 den Basiszahlen Ja Wählerpotential, eher den eıl des Spektrums Miıt eıner
Uuar 197/9, relatıv 16,/ Prozent gestiegen 1St Be1l relatıv starken Parteibindung motıivıeren konnten, wäh-
lern miıt eıner soz1ıallıberalen Parteıiatftinität lag diese Quote rend be] SPD un FDP mehr Wiähler mıiıt einer geringeren
jedoch 11Ur be] Z Prozent und 13,8 Prozent Parteibindung der Wahl teilgenommen haben

e1ım Wählerpotential der Unıon betrug die Ste1- iıne Mobilisierungskampagne, die zumiındest ın der
gerungsrate dagegen 18,2 Prozent. Die oröfßte Zunahme etzten Phase stärker VO  ; der Union wurde,
läfßt sıch bei den Unentschlossenen mıt 45,5 Prozent könnte ber die parteinahen Potentiale hınaus auch 1mM Be-
gegenüber dem Ausgangswert beobachten (diese Zahlen reich parteipolitisch nıcht fixierter Wiäahler verstärkt die
ergeben sıch be1 entsprechender Umrechnung Aaus den a- Partızıpationsbereitschaft beeinflußt haben un! ind1ı-
bellen hıs 4 Fur das Wählerpotential der Unionspar- rekt eıner höheren Favorisıerung der Unionsparteıen
teıen 1st damıt in doppelter Hınsıcht der CHNHCIC ezug Z be1 dieser Gruppe geführt haben
Europawahl ersichtlich. Auf der Basıs eınes größeren In- Aus der Kombinatıion dieser dreı Phänomene ergäbe sıch

diesem Thema entstand vermutlich eıne höhere ber das „Scheinargument“‘ der Wahlbeteiligung hınaus
Partizıpationsbereitschafit, die auf dem Hintergrund der eıne Erklärung des Wahlergebnisses. Die Tabellen bıs
politischen Sıtuation in der Bundesrepublik in Verbindung belegen in iıhrer eindeutigen Grundtendenz die HSTG
MIt der Intormations- und Wahlkampfarbeit ENTISPIEC- These. ber die Zzweıte These oibt die tolgende Tabelle
chende Mobilisierungseffekte auslösen konnte. Hıer be- einıge Autfschlüsse.
steht eın gew1sser ezug Wahlbeteiligung, der sıch al-
lerdings bei eıner Aggregatdatenbetrachtung relatıiviert. Tabelle
War SCWANN die Unmnon iın den Gebieten, in denen die Dıie Absıcht ZUr Beteiligung der Europawahl iın Gruppen nter-

schiedlicher ParteudentitikationWahlbeteiligung gegenüber der Bundestagswahl 1976
stärksten gesunken ISt, leicht überdurchschnittlich hınzu
(0,69 Prozentpunkte), umgekehrt lagen die Verluste der A_bsicht der Wahlteilnahme

neın Welß nıchtSPD in diesen Gebieten aber deutlich starker ber dem
Durchschnitt (3:38 Prozentpunkte). Allerdings WAar 1er SPD -Stammwähler /74,0 Z 18,1
auch beı UTE unterdurchschnittlichen Verlusten der FDP SPD-Neiger 6/,6 6, 25,86

CDU CSU -Stammwähler O22 51 1259(1,01 Prozentpunkte) der Anteil der Gruünen Parteıen ber
dem Bundesquerschnitt (3,9%) CDU CSU -Neıiger 68,4 6, 24,6

56,5 122 30,9hne P3rteibindung
Unterschiedliche Mobilisierung Tatsächlich 1St be] den CDU/CSU-Stammwählern mıt
der Stammwähler 2,2/ die Rate der Wahlteilnahmebereitschatt höher als

be1ı der entsprechenden Gruppe der SPD mıt NUur 74 %
Diese Relationen mussen jedoch MIıt Vorsicht interpretiert eht INan davon aus, dafß sıch die Stammwählerpotentiale
werden, da Aggregatanalysen eıne starke Nıvellierung VO  S} der beiden großen Parteıen 1mM Umfang in ELIW. ENTISPIC-
Einzelentwicklungen beinhalten können. Sıeht Ian VO  $ chen, ergıbt sıch hıeraus, daß der stabıle Stimmenanteıl
diesem Problem einmal ab, erg1bt sıch Z W al eın Zusam- be1 der C115  S größer War un! damıt eıne bessere Aus-
menhang zwıschen der Veränderung der Wahlbeteiligung gangsvoraussetzung hergab.
be] der Europawahl gegenüber der 19776, der jedoch ach den relatıv gesicherten Erkenntnissen der Wähler-
keıine quantitatıv ausreichende Begründung des Wahl- tforschung 1St die Bereıitschaft, abweichend VO  - der allge-
ergebnisses jetert. meınen politıschen Grundüberzeugung eıne andere Parteı
Es haben offensıichtlich besonders viele SPD-Wäähler iın wählen, abhängig VO der Festigkeit der Parteibindun-
den Regionen nıcht der Wahl teilgenommen, 1ın denen SCn Mıt anderen Worten, Wenn die SPD wenıger Stamm-
auch überdurchschniuittlich viele Wiähler den Urnen tern- wähler, also Personen mıt sehr tester Parteiaffinität, ZU

Urnengang mobilisıeren kann, ste1gt automatısch der rela-geblieben sınd. Parallel diesem quantıtatıven Fffekt
mMu: aber auch och eın qualıitativer Aspekt eıne Rolle be] t1ve Anteıl potentieller Wechselwähler.

Bei den Gruppen mMıt weniıger starken Parteibindungender Mobilisierung gespieltfl haben.
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siınd die Relationen ELW gleich da{fß 1er zumiındest VO Zunächst einmal 15T testzustellen, daß die Europawahl
Mobilisierungsgrad keine Nachteile der oder ande- das ZC1RCN alle Daten ach anderen Krıterien eNTt-
ren Parteı ersichtlich sınd. schieden wurde als Ce1iNeEe Bundestagswahl Be1 Wählern MI1

Insgesamt annn auch die Z W eite These empirıisch be- Bundestagspräferenz für die Unionsparteıen 1ST ZW ar

legt werden. Im Bereich parteıipolitisch mehr oder WCNISCI der relatıve Anteıl größten, der sıch WI1C be1 Bun-
gebundener Wiähler besaß die Unıion bei der Europawahl destagswahl entscheiden ll CT umtaßt aber IIHT 47 4 %o

nıcht einmal die Hältte des Potentials deroffensichtlich die gunstiigere Ausgangslage
Be1l unentschlossenen bzw indıtterenten Wählern 1ST die CDU/CSU Beı SPD un! FDP lıegt der vergleichbare An-
Analyse weıtgehend auf Spekulationen aNSCWICSCH, da teıl NUur ber 30 % Umgekehrt hält VO  $ den
keine Längsschnittdaten vorliegen und aum ein Unionswählern NUr ELIW. jeder Füntte be1 der Europawahl
zuverlässıger Indikator vorhanden IST, die Entwick- völlıg andere Gründe für ausschlaggebend als be]
lung diesem Teil der Wiäahlerschaft beurteıilen War Bundestagswahl, während MItTL 26,6 % mehr Als C1in Viertel

der Gruppe ohne bundespolitische Parteipräferenz der SPD-Wihler un MT 41 ‚8 %o knapp C1inNn Drittel
die Bereitschaft ZUuUr Wahlteilnahme VO Januar ZU! April der FDP-Wiähler diesen Standpunkt Ofttfensicht-
1979 relatıv stärksten (33 3.% aut 48 4 %o), liegt 115 - ıch War 1er C1iNE ausreichende Basıs für die Unıionspar-
ZESAML aber deutlich dem Durchschniuitt. Daach den vorhanden be] der Europawahl die Wähler-
hıer vorliegenden Zahlen die letzte Mobilisierungsphase potentiale der soz1ıalliberalen Koalıtion einzubrechen
VOT der Europawahl der Unıion verlief, annn Dıiese Daten die Januar 1979 also VOT der eigentlichen
INnNan ermuten, dafß auch diese stärkere Partızıpationsbe- Mobilisierungsphase, erhoben wurden, ZCI1ECN zugleich
reitschaft höheren rad der Favorıisierung Von aber, dafß etwa ZWEC1 Drittel bundespolitisch unentschlos-
CI  S und CSU vorhanden War (vgl Tab Wiäahler nıcht konnten, 4auUus welchen Gründen

S1C C1NE eventuelle Wahlentscheidung wollten
uch1er dürfte emnach Ce1iNe guiLe Voraussetzung für die

Keıin est tfür Bundestagswahlen Unıon bestanden haben Wähler tür sıch mobilisieren
Insgesamt diese Analyse auch dafß die Europawahl

Zur Ergänzung dieser naheliegenden Vermutung annn nıcht als est tür C1INE Bundestagswahl angesehen werden
INan die Gründe heranzıehen, die ach Ansicht der Wähler annn Das Mobilisierungsproblem stellte sıch hıer anders
tür die Wahlentscheidung beı der Europawahl wichtig und wurde VO  3 CD  e un|!| CSU ottensichtlich besser gelöst
ren Dabei 1ST diesem Zusammenhang VO  - zentraler Be- als VO  — den anderen Parteıen, denen 6S diesem Zusam-
deutung, ob die Entscheidung ach gleichen Krıterien ab- menhang nıcht gelungen 1ST das ansonsten bevorzugte
gegeben wırd WI1eE bei Bundestagswahl oder ob eher Miıttel den populären amtıerenden Kanzler wırkungs-

voll Al  enandere Gründe VOLTaNS1IS sınd Ludolf Eltermann

Interview

Schuld und Schulderfahrung eUTte
Fin espräc mit dem Zürcher Psychotherapeuten
ın OÖdermatt
Schuld als moralischer Vorgang personalen Sınne sStreng juristischen Sınne Ist das 11Ur ein semantisches Phä-
scheint ZEZENWATTIE eın wirklich aktuelles Thema s$e172 Omen oder C1inN Vorgang VO  5 tieterer Bedeutung, der
Wırd Schuld „wegınterpretiert‘(ın der Psycbolq.gie } DET- Wandel Schulderleben und VO  - Schulderfahrung
drängt (auch ı der Pryaxıs der Kırche) oder vorwiegend zeıgt?
(ın der öffentlichen Diskussion) NUYT noch den Institutionen Odermatt Meınes Erachtens o1bt CS echten Wandel(und „Kollektiven‘‘) aufgelastet® ber diese Fragen SDYA- Schulderleben und der Schulderfahrung beim heuti-chen wr mMA1t dem Türcher Tiefenpsychologen Martın

gCn Menschen Allerdings dürfte ebenso wichtig SCIN,Odermatt Odermatt “OoN Hayuse 4a4 Theologe, IST Psy- das Problem zunächst tatsächlich auch als e1in sprachlicheschotherapeut Oberengstringen beı Zürich UN Dozent sehen Gerade tiefenpsychologisch OrJ]ıentierten
-Jung-Institut Küsnacht/Zürich Interviewer Schulen 1ST der Sache oft VO  e Schuld die Rede, und ZW ar

War Seeber VO  } Schuld eigentlichen Sınn. ber Wort un!: Begriff
Herr Odermatt, VO  S Schuld scheint CS, PIC- werden peinlichstvermieden, weıl S1C durch religiöse Vor-

chen WIFr SCBHCHNWAAIE vornehmlich metaphorisch oder stellungen un! kirchlichen Gebrauch vorbelastet un! C1N-


